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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
212. Sitzung am 4. Dezember 1959 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 11. November 1959 verab- 
schiedeten 

Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 
und Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
— Drucksachen 301, 1343 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 


Bonn, den 4. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 16. November 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Röder 


Drucki Bonner Universitäts-Budidnuckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bsad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 



Drucksache 1457 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum Gesetz 
zur Änderung der Gewerbeordnung und Ergänzung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs 


1. Artikel 1 Nr. 1 (§ 16) 

In § 16 Abs. 1 sind die Worte „nach den Landes- 
gesetzen'' zu streichen. 

Begründung 

Die im Gesetz vorgesehene Formulierung zwingt 
auch diejenigen Länder, nach deren Landesrecht 
die zuständige Behörde durch Rechtsverordnung 
oder durch Kabinettsbeschluß bestimmt werden 
könnte, eine Zuständigkeitsregelung durch Gesetz 
zu treffen. Es sollte insoweit wie bisher dabei blei- 
ben, nur von der „zuständigen Behörde" zu spre- 
chen, wobei sich die Zuständigkeit selbst nach 
Landesrecht richtet. 

2. Artikel 1 Nr. 2 (§ 25) 

a) In § 25 Abs. 2 und 3 sind jeweils die Worte 
„ technische (r) Aufsichtsbehörde" durch die Worte 
„ zuständige (n) Behörde" zu ersetzen. 

b) In § 25 Abs. 4 ist das Wort „Aufsichtsbehörde" 
durch das Wort „Behörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Während in § 16 Abs. 1 und 4 zutreffend von der 
„zuständigen Behörde" die Rede ist, werden in § 25 
Abs. 2 und 3 bestimmte Befugnisse ausdrücklich der 
„technischen Aufsichtsbehörde", in Absatz 4 der in 
den beiden vorhergehenden Absätzen genannten 
Aufsichtsbehörde zugewiesen. 

Abgesehen davon, daß der Begriff „Aufsichtsbe- 
behörde" für diejenige Staatsbehörde üblich ist, 
deren Aufsicht eine kommunale oder sonstige 


öffentlich-rechtliche Körperschaft untersteht, erge- 
ben sich aus der ausdrücklichen Bestimmung der für 
die technische Überwachung zuständigen Behörde 
Schwierigkeiten im Verhältnis zu den durch Landes- 
recht geregelten Funktionen der „Genehmigungs- 
behörden". Insbesondere würde die Bestimmung in 
§ 25 Abs. 3 unter Umständen dahin führen, daß die 
technische Überwachungsbehörde einem Betrieb 
Auflagen macht, die sich praktisch als Abände- 
rungen der von der Genehmigungsbehörde erteil- 
ten Zulassungsbedigungen darstellen. Es sollte dem 
Landesrecht überlassen bleiben, welche Befugnisse 
jeweils die Genehmigungsbehörde Vorbehalten blei- 
ben und welche Befugnisse anderen, z. B. den für 
die technische Überwachung lokal zuständigen Be- 
hörden übertragen werden sollen. 

3. Nach Artikel 1 Nr. 3 

ist eine neue Nummer 4 mit folgendem Wortlaut 
einzufügen: 

,4. § 155 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

„(4) Die nach den §§ 16 und 25 zuständige 
Behörde wird durch die Landesregierung be- 
stimmt." ' 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ermächtigung folgt der bisher 
verwendeten Terminologie. Sie erscheint auch des- 
halb zweckdienlich, weil nicht in allen Ländern 
eine entsprechende landesrechtliche Ermächtigung 
besteht. Vergleiche im übrigen Begründung zu dem 
Änderungsvorschlag zu § 16. 
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